
Rückmeldung an die Teilnehmenden 

der Vernehmlassung zur Revision

der Gemeindeordnung

3. Juni 2025



Agenda

1. Warum eine Revision der GO?

2. Informationen zur Vernehmlassung

3. Wichtigste Punkte: Drei Kernthemen

4. Zeitplan, weiteres Vorgehen

5. Fragen
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Warum eine Revision der GO?

− Mit der Einheitsgemeinde erhielten wir eine neue GO mit 

u. a. acht Gemeinderäten, um der Verwaltung Zeit zu 

geben, zusammenzuwachsen.

− Der Gemeinderat deklarierte, dass das eine 

Übergangslösung sei.

− Seit der Implementierung der Einheitsgemeinde wurden 

Erfahrungen gemacht, die in die Revision einfliessen 

sollen.

− Dem Initianten der Bodeninitiative hat der Gemeinderat 

versprochen, sein Anliegen in der nächsten Revision zu 

berücksichtigen.
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Information zur Vernehmlassung

− Vernehmlassung 19. März bis 18. April 2025

− Öffentliche Infoveranstaltung am 26. März 2025

• Fokus der Diskussion waren die Finanzkompetenzen

− Anhörung der Parteien am 30. April 2025

− 10 Stellungnahmen eingegangen

3 von Organisationen (Parteien, Vereine)

7 von Privatpersonen (Interessengemeinschaften)
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Drei Kernthemen

Oberstes Ziel des Gemeinderats

− Die zentralen Elemente in der Gemeindeordnung 
abbilden 

• Anzahl Ressorts wieder auf eine ungerade Zahl 

• Begradigung der Kompetenzregelung Gemeinderat 
und Schulpflege

• Einhalten Versprechen zu Bodeninitiative

Keine Rückmeldungen (eine Ausnahme zur Anzahl GR)

Interpretation des Gemeinderats: unbestritten
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Zusätzliche Themen

Anpassungen, die der Gemeinderat vorschlug, aber teilweise 

ablehnend kommentiert wurden:

Behörden und Kommissionen

− Aufhebung Wohnsitzpflicht für unterstellte Kommissionen

− Umändern der Sozialbehörde in Sozialkommission

− Anpassungen bei den unterstellten Kommissionen

Anpassung der Finanzkompetenzen

− Erhöhung der Finanzkompetenzen (Gemeinderat) 

mit Möglichkeit zur massvollen Kompetenzdelegation von nicht 

budgetierten Ausgaben (Gemeinderat und Schulpflege)

− Kreditabrechnungen nur noch bei Überschreitung des bewilligten 

Kredits an der Gemeindeversammlung vorlegen

Ergänzung der Ausübung von Aktionärsrechten
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Weitere Themen

Themen, die von den Vernehmlassungsteilnehmenden

eingebracht wurden:

➢ Teilnahme einer Elternvertretung an den Sitzungen der 

Schulpflege, Anwesende mit beratender Stimme verlassen die 

Sitzung vor der Beschlussfassung

➢ Einführung eines Kinder- und Jugendparlaments

➢ Einführung einer RGPK



Sozialbehörde neu als unterstellte 
Sozialkommission (Fachgremium)

Von den Parteien sind im Rahmen der Vernehmlassung keine Rückmeldungen eingegangen. 

Insgesamt sind zwei Stellungnahmen eingegangen, die sich für eine Beibehaltung aussprachen.

Pro

➢ Von einem politischen zu einem Fachgremium (bildet KESR 2013 ab)

➢ Mitglieder der Sozialbehörde haben sich für Anpassung in eine Sozialkommission 

ausgesprochen.

➢ Parteien können weiterhin Einfluss nehmen auf die Besetzung der Sozialkommission, 

indem sie Kandidatinnen/Kandidaten zur Wahl vorschlagen.

➢ Abschreckende Wirkung für potenzielle Kandidatinnen/Kandidaten, sich öffentlich zur 

Wahl zu stellen, fällt weg.

➢ Aufgaben und Kompetenzen können analog Baukommission bedürfnisgerecht und flexibler 

übertragen werden. 

➢ Bestrebungen, dass die Zürcher KESB vermehrt Tätigkeiten an die Gemeinden abgeben, 

sind uns nicht bekannt. Gemäss Vernehmlassung zum EG KESR soll das 

Zuständigkeitsgebiet der Berufsbeistandschaften im Erwachsenenschutz neu geregelt 

werden, so dass der Perimeter mindestens einen KESB-Kreis umfassen soll. Diese 

Anpassungen sind organisatorischer Natur, Aufgaben werden keine abgegeben.

Kontra

➢ Demokratieabbau: Volk kann nicht mehr «mitreden», da keine Urnenwahl mehr. 



Übersicht Vernehmlassungsthemen
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